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AUSSCHUSS DER REGIONEN 
DIREKTION E – Querschnittspolitiken und Netze, Referat 2 – Netz für Subsidiarität
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Fragebogen zum Grünbuch 
WENIGER VERWALTUNGSAUFWAND FÜR EU-BÜRGER:
Den freien Verkehr öffentlicher Urkunden und die Anerkennung der Rechtswirkungen von Personenstandsurkunden erleichtern

Vorgelegt von Patrick McGowan (IE/ALDE)
zur Befragung des Netzes für Subsidiaritätskontrolle
Bitte bis 2. September 2011 ausfüllen und einreichen. Sie können den ausgefüllten Fragebogen direkt auf den Internetseiten des Netzes für Subsidiaritätskontrolle abspeichern (http://subsidiarity.cor.europa.eu - bitte zuerst einloggen) oder ihn per E-Mail an die Adresse subsidiarity@cor.europa.eu senden. 

	Bezeichnung der Behörde:
	

	Kontaktperson:
	

	Kontaktdaten (Telefon, E-Mail):
	


HINTERGRUND
Die Europäische Union fördert die Mobilität jenseits nationaler Grenzen aus verschiedenen Gründen. Das Grünbuch ist ein weiterer Schritt beim Abbau des Verwaltungsaufwands, der die Wahrnehmung der Unionsbürgerrechte erschweren kann. Die Bürgerinnen und Bürger kommen vorwiegend auf lokaler und regionaler Ebene mit der öffentlichen Verwaltung in Kontakt. Auf dieser Ebene treten auch Fragen  zur grenzüberschreitenden Verwendbarkeit öffentlicher Dokumente und zur Anerkennung der Rechtswirkungen von Personenstandsurkunden (Geburtsurkunden, Heiratsurkunden, eingetragene Partnerschaften, Namensänderungen u.a.) als erstes auf.

Mit diesem Fragebogen sollen die Standpunkte der lokalen und regionalen Gebietskörperschaften zu verschiedenen Fragen eingeholt werden, die für sie im Zusammenhang mit dem Grünbuch und den Legislativvorschlägen als sehr wichtig erachtet werden. 


Bitte beantworten Sie folgende Fragen:

	In dem Grünbuch wird die Zusammenarbeit zwischen den zuständigen einzelstaatlichen Behörden - darunter auch Kommunal‑ und/oder Landesbehörden – als eine Möglichkeit zur Erleichterung des Verkehrs öffentlicher Dokumente zwischen Mitgliedstaaten dargestellt.

1. (a) Haben Sie Erfahrung mit grenzüberschreitender Zusammenarbeit und/oder verfügen Sie über diesbezügliche Daten? Wenn ja, welche Probleme treten in der Regel für Ihre Behörde oder die von Ihnen vertretenen Behörden auf? Wie wurden diese Probleme bislang gelöst?
(b) Sind jemals Fragen in Bezug auf die Verfügbarkeit von Personenstandsurkunden oder ihrer Anerkennung zwischen Landes‑ oder Kommunalbehörden in Ihrem Mitgliedstaat aufgetreten? Wenn ja, in welcher Form? 


	(Antwort hier einfügen)


	In vielen Mitgliedstaaten werden den Personenstand betreffende Ereignisse nur dort eingetragen, wo das Ereignis eintritt. Im Grünbuch zieht die Europäische Kommission in Erwägung, alle den Personenstand einer Person betreffenden Ereignisse an einem Ort zu registrieren. 
2. (a) Ist diese Erfassung aller den Personenstand einer Person betreffenden Ereignisse an einem Ort, in einem Mitgliedstaat, Ihres Erachtens erforderlich? Wenn ja, welcher Ort würde sich dafür anbieten: Geburtsort, Mitgliedstaat der Staatsangehörigkeit, Wohnsitzstaat? Wenn nicht, begründen Sie bitte Ihren Standpunkt.
(b) Welche Auswirkungen könnte diese Zentralisierung für Ihr Bundesland oder Ihre Kommunalbehörde haben?


	(Antwort hier einfügen)


	Eine andere Möglichkeit wäre, die Bürgerinnen und Bürger systematischer darüber zu informieren, welche Behörden für die Eintragung in die Personenstandsregister und die Ausstellung von Personenstandsurkunden zuständig sind.

3. Wäre es Ihrer Ansicht nach sinnvoll, die Liste der für Personenstandsangelegenheiten zuständigen nationalen Behörden oder ggf. die Kontaktdaten einer zentralen Informationsstelle in jedem Mitgliedstaat zu veröffentlichen? 


	(Antwort hier einfügen)



	In Personenstandsurkunden werden Ereignisse wie Geburt, Abstammung, Adoption, Hochzeit, Anerkennung der Vaterschaft, eingetragene Partnerschaft oder Änderung des Geschlechts eingetragen. Subnationale Behörden können diesbezügliche Gesetzgebungsbefugnisse und Verwaltungszuständigkeiten besitzen.  
4. (a) Haben in Ihrem Mitgliedstaat die Bundesländer Gesetzgebungsbefugnisse im Zusammenhang mit Personenstandsfragen? Wenn ja, fügen Sie bitte einen einschlägigen Link bzw. eine Auflistung der Zuständigkeiten bei. 
(b) Personenstandsurkunden haben Rechtswirkungen in einer ganzen Reihe von Politikfeldern, wie z.B. Kinderbetreuung und Bildung, soziale Sicherheit, Pensionsansprüche oder Gesundheitswesen. Würde die automatische gegenseitige Anerkennung der Rechtswirkungen von in einem anderen Mitgliedstaat ausgestellten Personenstandsurkunden die für diese oder andere Politikbereiche geltenden Gesetze auf Ihrer regionalen Ebene berühren? Wenn ja, erläutern Sie bitte inwiefern.



	(Antwort hier einfügen)


	5. Welche Folgen würde die Durchsetzung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung der Rechtswirkungen von Personenstandsurkunden in Ihrem Mitgliedstaat für die Verwaltungsverfahren auf lokaler und regionaler Ebene in den unter 4 b) genannten oder etwaigen anderen Politikfeldern haben? Bitte geben Sie Beispiele.


	(Antwort hier einfügen)



---

Datenschutzerklärung: Die weitere Bearbeitung Ihres Beitrags erfordert die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten (Name, Anschrift usw.) in einer Datei. Für weitere Fragen und die Ausübung Ihrer Rechte gemäß der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 (z.B. Zugang zu den Daten und Berichtigung) wenden Sie sich bitte an den für die Verarbeitung Verantwortlichen (den Leiter des Referats 2 der Direktion Querschnittspolitiken und Netze) unter subsidiarity@cor.europa.eu. Bei Bedarf können Sie auch Kontakt zum Datenschutzbeauftragten des AdR aufnehmen (data.protection@cor.europa.eu). Sie können sich zudem jederzeit an den Europäischen Datenschutzbeauftragten(www.edps.europa.eu) wenden. 
_____________
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